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Als ein Mitarbeiter der Bundes-
verwaltung einen Termin ver-
passt hat, informiert ihn eineAr-
beitskollegin via Skype höflich
darüber. Am nächsten Tag ant-
wortet er ihr per E-Mail mit dem
Satz: «Duh bruchch en hartte
Bums. Hallo (...) ich war gestern
nicht vorOrt.» DieMitarbeiterin
meldet denVorfall der Personal-
abteilung. Die Arbeitgeberin re-
agiert rasch: Nach einer kurzen
Anhörung, bei der sich der An-
gestellte nicht äussert, folgt zwei
Tage später die fristlose Kün-
digung wegen einer schweren
Verfehlung, die das Vertrauens-
verhältnis unwiderruflich zer-
stört habe.

Der Angeschuldigte hat die
fristlose Kündigung beim Bun-
desverwaltungsgericht ange-
fochten. Zunächst bestreitet er,
die Mail überhaupt geschrieben
zu haben. Falls er dennoch als
Verfasser in Betracht gezogen
würde, macht er geltend, dass
der Inhalt fehlerhaft und unklar
sei.Wenn schon, hätte er derKol-
legin geschrieben: «Du brauchst
einen Bus.»

In seinem Urteil qualifiziert
das Bundesverwaltungsgericht
die E-Mail unmissverständlich
als sexuelle Belästigung. Doch
die fristlose Kündigung stuft es
als ungerechtfertigt und unver-
hältnismässig ein. Die Richter
heissen die Beschwerde des An-
geschuldigten gut und verpflich-
ten die Bundesverwaltung, dem
Mann den Lohn für die dreimo-
natige Kündigungsfrist nachzu-
zahlen sowie eineEntschädigung
vonvierMonatslöhnen zu leisten.

Wie das Gericht im inzwi-
schen rechtskräftigenUrteil fest-
hält, ist eine fristlose Kündigung
immer das letzte Mittel, die «Ul-
tima Ratio». Sie ist nur bei be-
sonders schwerenVerfehlungen
gerechtfertigt, die eine Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses
selbst bis zum Ablauf der or-
dentlichen Kündigungsfrist un-
zumutbar machen.

Imvorliegenden Fallwiegt die
einmalige Pflichtverletzung für
das Gericht nicht schwer genug.
Die Richter begründen dies da-
mit, dass der Mitarbeiter keine
Vorgesetztenfunktion innehat-
te, in keiner besonderenVertrau-
ensposition stand und kein Ab-
hängigkeitsverhältnis zur Kolle-
gin bestand. Laut Gerichtwäre es
möglich gewesen, nur eine Ver-
warnungmit Kündigungsandro-
hung, eine Freistellung oder eine
ordentliche Kündigung auszu-
sprechen.

—Was gilt als sexuelle
Belästigung?
Sowohl Berührungen als auch
E-Mails, Whatsapp-Nachrich-
ten, pornografische Bilder oder
anzügliche Bemerkungen kön-
nen als sexuelle Belästigung gel-
ten. Es gibt aber eine grössere
Grauzone. Ob beispielsweise ein
geschmackloserWitz als sexuel-
le Belästigung aufgefasst wer-
den muss, ist umstritten, denn
damuss ein Gericht den je nach
Fall unterschiedlichen Kontext
berücksichtigen. Auch Kompli-
mente zum Aussehen können

je nach Formulierung und Si-
tuation unterschiedlich ausge-
legt werden.

In Grenzfällen ist es gemäss
Roger Rudolph, Professor für
Arbeitsrecht an der Universi-
tät Zürich, oft nötig, einen mög-
lichst objektiven Massstab an-
zulegen. Das bedeutet, dass ein
Gericht überlegt,wie eine Person
mit durchschnittlichemEmpfin-
den den Sachverhalt üblicher-
weise interpretieren würde. Da-
mit es arbeitsrechtlich relevant
ist, muss es sich zudem um eine
unerwünschte Belästigung han-
deln, und es muss ein Zusam-
menhang zur beruflichen Tätig-
keit bestehen. Es sind aber auch
strafrechtliche Folgen möglich.

—Die Pflicht derArbeitgeberin:
Schützen und handeln
Jede Arbeitgeberin hat eine ge-
setzliche Fürsorgepflicht. Sie
muss ihre Mitarbeitenden aktiv
vor Belästigung schützen. Prä-
vention ist der erste Schritt. «Bei
vielen Unternehmen ist es heu-
te üblich, dass sie beispielswei-
se im Personalreglement oder
in einem Merkblatt klar formu-
lieren, dass sie sexuelle Belästi-
gung nicht tolerieren», sagt Ru-
dolph. Grössere Firmen hätten
zudem oft interne oder exter-
ne Anlaufstellen. Passiert den-
noch einVorfall, ist dieArbeitge-
berin zum Handeln verpflichtet.
Sie muss denVorwurf sorgfältig
untersuchen, die betroffene Per-
son schützen und angemessene
Massnahmen ergreifen.

—Betroffene sollten sich
wehren und rasch Meldung
erstatten
Was tun, wenn man selbst be-
troffen ist? RogerRudolph nennt
zwei Sofortmassnahmen: «Zu-
erst sollte man gegenüber dem
Täter klar und unmissverständ-
lich ein Nein kommunizieren.»
Das entkräftet das oft gehör-
te Argument, die Person habe ja
«Signale» gesendet. Bringt dies
nichts, sollten Betroffene die
Vorfälle den Vorgesetzten oder
der zuständigen Abteilung mel-
den. In gravierenden Fällen ist es
ratsam, die Vorgesetzten mög-
lichst rasch einzubeziehen.

—Was tun,wenn nichts
geschieht?
Wenn die Arbeitgeberin nicht
handelt, verletzt sie ihre Fürsor-
gepflicht. Das können Betroffe-
ne geltend machen. Allerdings

kommt es vor, dass Unterneh-
men nicht die Täterschaft, son-
dern die belästigte Person sank-
tionieren. Im schlimmsten Fall
erhält diese sogardie Kündigung.
Gerichte ahnden solche Fälle im-
merwieder.

So hat in einem anderen Fall
ein Arbeitskollege an einer Fir-
menweihnachtsfeier eine Bank-
angestellte zweimal am Gesäss
berührt und nach ihrer BH-
Grösse gefragt. Die Arbeitge-
berin kündigte der Frau. Das
Bundesgericht kam in seinem
Urteil zum Schluss, dass die
Kündigungmissbräuchlichwar.
Die Betroffene erhielt eine Ent-
schädigung plus drei Monats-
löhne.

—Diese Ansprüche können
Betroffene geltendmachen
Gemäss Gleichstellungsgesetz
könnten Betroffene nach einer
sexuellen Belästigung eine Ent-
schädigungszahlung von bis zu
sechs Monatslöhnen geltend
machen. Berechnet wird die-
se anhand des schweizerischen
Durchschnittslohns. Unter Um-
ständen kommen auch Schaden-
ersatz und Genugtuung infrage.

Verliert eine Personnach einer
Beschwerdewegen sexueller Be-
lästigung ihre Stelle, ist die Kün-
digung manchmal anfechtbar.
Alternativ kann die betroffene
Person aber auch eine Entschä-
digung von maximal sechs Mo-
natslöhnenwegenmissbräuchli-
cherKündigung geltendmachen.

—So kann eine Firma gegen
die Täterschaft vorgehen
Eine festgestellte sexuelle Be-
lästigung ist immer eine Pflicht-
verletzung, aber sie rechtfertigt
nicht automatisch die härtes-
te Sanktion. «Sexuelle Belästi-
gung heisst noch nicht, dass ein
wichtiger Grund für eine frist-
lose Entlassung vorliegt», stellt
Rudolph klar. Der Arbeitgeberin
stehen verschiedene, abgestuf-
te Massnahmen zur Verfügung:
Verwarnung:Dies ist oft das ers-
te Mittel, insbesondere bei ein-
maligen, nicht schwerwiegenden
Vorfällen. Sie sollte schriftlich er-
folgen und die Androhung einer
ordentlichen oder gar fristlosen
Entlassung für den Wiederho-
lungsfall enthalten.
Versetzung: Eine organisatori-
sche Massnahme, um sicher-
zustellen, dass Täter und Opfer
nicht mehr zusammenarbeiten
müssen.
Ordentliche Kündigung: Eine
Option, die bei Pflichtverletzun-
gen ganz generell zur Verfü-
gung steht, auch wenn sie nicht
schwer sind.
Fristlose Kündigung: Die «Ulti-
ma Ratio», die bei schweren oder
wiederholten Vergehenwie kör-
perlichen Übergriffen oder sys-
tematischer Belästigung durch
einen Vorgesetzten gerechtfer-
tigt ist, die das Vertrauensver-
hältnis fundamental und irre-
parabel zerstört. DieArbeitgebe-
rinmuss die fristlose Kündigung
nachBekanntwerden desVorfalls
rasch aussprechen, in der Regel

innerhalb von zwei bis drei Ar-
beitstagen.

—Wird sexuelle Belästigung zu
wenig konsequent geahndet?
«Es gibt unter den Firmen ein-
zelne schwarze Schafe, doch die
meisten Unternehmen gehen
konsequent gegen sexuelle Be-
lästigung am Arbeitsplatz vor»,
sagt Roger Rudolph. Und auch
die Gerichte urteilen nach sei-
ner Einschätzung nicht generell
zu lasch – das bestätigen zahl-
reiche Urteile.

Das vorliegende Gerichtsur-
teil aus der Bundesverwaltung
bezeichnet er als «Grenzfall», bei
dem auch ein anderes Ergebnis
möglich gewesen wäre. Er ver-
weist auf die Uneinsichtigkeit
des Täters – der die Tat leugne-
te beziehungsweise als «Scherz»
oderMissverständnis abtat.Wei-
ter bedauert RogerRudolph, dass
sich das Gericht bei den offenen
Fragen nicht darum bemüht hat,
Licht ins Dunkel zu bringen.

Das wäre allenfalls mit Zeu-
geneinvernahmen möglich ge-
wesen, da der Vorwurf im Raum
stand, dass der gleiche Arbeit-
nehmer auch zweiweitereMitar-
beiterinnen belästigt haben soll.
Und schliesslich findet er es nicht
optimal, dass dasGericht aus drei
Männern zusammengesetztwar:
«In einem solchenGrenzfallwäre
es für das Gericht gut gewesen,
eine Frau dabeizuhaben.»

Urteil Bundesverwaltungsgericht:
A-1979/2024

Trotz sexueller Belästigung kippt ein Gericht
die fristlose Entlassung des Täters
Rechte am Arbeitsplatz Obwohl er einer Kollegin per E-Mail einen «harten Bums» empfahl und es weitere Vorwürfe gibt,
hätte demMann nicht fristlos gekündigt werden dürfen. Was in solchen Fällen gilt.

Der Angeschuldigte hat die fristlose Kündigung beim Bundesverwaltungsgericht angefochten und recht erhalten. Symbolfoto: Getty Images

Jede Arbeitgeberin
hat eine gesetzliche
Fürsorgepflicht.
Siemuss ihre
Mitarbeitenden
aktiv vor
Belästigung
schützen.


